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Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern
Rundschreiben   IV/2006

Kostenzuschläge in Pflegeeinrichtungen außerhalb der bestehenden Vergütungsvereinbarungen
hier: Erhöhung aufgrund gestiegener Aufwendungen für Energie

Die zugelassenen Pflegeeinrichtungen erhalten eine leistungsgerechte Vergütung für die allgemeinen Pflegeleistungen sowie bei stationärer Pflege ein angemessenes Entgelt für Unterkunft und Verpflegung.

Für die Unterkunft und Verpflegung bei stationärer Pflege hat der Pflegebedürftige zwar nach § 82 Absatz 1 Satz 3 SGB XI selbst aufzukommen, gemäß § 43 Abs. 5 SGB XI fließt aber auch das Entgelt für Unterkunft und Verpflegung mit in die Berechnung über die Leistung der Pflegekassen. Nach dem Pflegesatzverfahren (§ 85 SGB XI) werden die Pflegevergütung und die Entgelte für Unterkunft und Verpflegung (§ 87 SGB XI) zwischen dem Träger des Pflegeheimes und den Pflegekassen oder sonstigen Sozialversicherungsträger sowie dem für den Sitz des Pflegeheimes zuständigen (örtlichen oder überörtlichen) Träger der Sozialhilfe vereinbart. Nach § 84 Abs. 2 Satz 5 SGB XI gilt, dass dem Pflegeheim Überschüsse verbleiben, es jedoch auch Verluste zu tragen hat. 
Die Aufwendungen für Energie (Wasser, Heizung, Strom) sind Gegenstand der Sachkosten und werden jeweils hälftig den Pflegesätzen bzw. dem Entgelt für Unterkunft und Verpflegung zugeordnet. Daneben kann die Pflegeeinrichtung nicht vom Bewohner Aufwendungen aufgrund z.B. gestiegener Heizkosten verlangen.
Selbst die nach § 88 SGB XI möglichen Zuschläge für besondere Komfortleistungen bei Unterkunft und Verpflegung sind nur dann zulässig, wenn das dazugehörige Leistungsangebot und die Leistungsbedingungen mit dem Bewohner vereinbart sind und es den Pflegekassen und dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe vor Leistungsbeginn schriftlich mitgeteilt worden sind. Zusätzliche Leistungen, die einen erhöhten Energieaufwand bedingen, sind hier nicht angezeigt worden.
Ebenfalls nach § 7 Abs. 4 Heimgesetz wird eine Erhöhung des Entgelts nur wirksam, soweit das erhöhte Entgelt den Regelungen der Pflegeversicherung entspricht. Bei Kenntnis von Zahlungsaufforderungen von Trägern von Pflegeheimen an die Pflegebedürftigen sollte daher die Heimaufsicht eingeschaltet werden. 

Nach den vorgenannten Maßgaben sind vom Träger des Pflegeheimes an den Pflegebedürftigen direkt gerichtete Erhöhungen der Pflegevergütung oder der Entgelte für Unterkunft und Verpflegung nicht wirksam. Die Abrechnung der Leistungen der Pflegeeinrichtung darf nur auf Basis der gültigen zwischen den o. g. Parteien getroffenen Vereinbarungen erfolgen.
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